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"Zweckgebundene bauliche Anlage für
Reparaturwerkstatt sowie Maschinen- 
und Abstellhalle für Traktoren mit 
Betriebswohnung"

FH max.= 7,5 m
TH max.= 5,0 m

"Sportanlage / Traktorsport"

"Zweckgebundene bauliche Anlage für
Reparaturwerkstatt sowie Maschinen- 
und Abstellhalle für Traktoren mit 
Betriebswohnung"

FH max.= 13,5 m
TH max.= 4,5 m

"Sportanlage / Traktorsport"
Weitere Zweckbestimmungen begrenzt
während der Traktorsportveranstaltungen
„Stellplatzanlage für Wohnmobile, Parkplatz und Zeltplatz“

vereinfachte Änderung
vom 28.07.2012

RECHTSGRUNDLAGEN
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der 
zuletzt geänderten Fassung.

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO -)  in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), in der zuletzt geänderten Fassung. 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 
(BGBl. I 1991 S. 58).

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen Landesbauordnung (BauO NRW) in der Bekanntma-
chung der Neufassung vom 01.03.2000 (GV NRW S. 256), in der zuletzt geänderten Fassung.

Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV NRW S. 666), in der zuletzt geänderten Fassung.

Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG NRW -) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926), in der zuletzt geänderten Fassung.

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG -) in der Fassung der Be-
kanntmachung der Neufassung des Wassserhaushaltsgesetzes vom 19.08.2002, in der zuletzt geänderten
Fassung. 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.03.2002
(BGBl. I S. 1193), in der zuletzt geänderten Fassung. 

Landschaftsgesetz NRW (LG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.07.2000 (GV NRW S. 568)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
25.06.2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), in der zuletzt geänderten Fassung. 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.09.2002
(BGBl. I S. 3830), in der zuletzt geänderten Fassung.

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes  (Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) vom 14.03.1997 (BGBl I S. 504), in der zuletzt geänderten Fas-
sung.

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
FESTSETZUNGEN gem. § 9 BauGB und BauNVO

VERKEHRSFLÄCHEN gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB

Bereich ohne Ein - und Ausfahrt

GRÜNFLÄCHEN gem. § 9 (1) Nr. 15 BauGB

Private Grünfläche mit der Zweckbestimmung: "Sportanlage / Traktorsport"

FLÄCHEN ZUR ANPFLANZUNG, PFLANZ- UND ERHALTUNGSBINDUNG
gem. § 9 (1) Nr. 25 BauGB

Flächen zur  Anpflanzung von bodenständigen Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen   

SONSTIGE PLANZEICHEN

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes gem. § 9 (7) BauGB

BESTANDSDARSTELLUNGEN, HINWEISE UND NACHRICHTLICHE
ÜBERNAHMEN gem. § 9 (6) BauGB 

Vorhandene Flurstücksgrenze

Vorhandene Flurstücksnummer

Vorhandene Gebäude 
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Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 1. Änderung und Erweiterung

Anzupflanzende Einzelbäume, genauer Standort nach Detailplanung

„Stellplatzanlage für Wohnmobile, Parkplatz und Zeltplatz“
Weitere Zweckbestimmungen begrenzt während der Traktorsportveranstaltungen
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"ANLAGE FÜR DEN TRAKTORSPORT IN FÜCHTORF"
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WOLTERS PARTNER
ARCHITEKTEN BDA STADTPLANER DASL• 

15 • CoesfeldD-48653StraßeDaruper
Telefon Telefax 6088•

info@wolterspartner.de

1. ÄNDERUNG UND ERWEITERUNG

Geltungsbereich 1. Änderung und Erweiterung
Geltungsbereich BP „Anlage für den Traktorsport“

AUFSTELLUNGSVERFAHREN  

Der Infrastrukturausschuss des Rates der Stadt hat am                 gem. § 2 und § 2a des Baugesetzbuches
beschlossen, diesen Bebauungsplan aufzustellen.
Dieser Beschluss ist am                         ortsüblich bekannt gemacht worden.
Sassenberg , den 

Bürgermeister 

Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Bauleitplanung hat am    xxxxxxxxx   gem. § 3 Abs. 1
des Baugesetzbuches stattgefunden.
Sassenberg , den 

Bürgermeister

Die Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange über die Bauleitplanung hat
vom                    bis                      gem. § 4 Abs. 1 des Baugesetzbuches stattgefunden.
Sassenberg , den 

Bürgermeister

Der Rat der Stadt hat am     xxxxxxxxxxxx    gem. § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches beschlossen, diesen Be-
bauungsplan - Entwurf mit Begründung - öffentlich auszulegen.
Sassenberg , den 

Bürgermeister
 

Dieser Bebauungsplan - Entwurf mit Begründung - hat gem. § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches in der Zeit
vom    xxxxxxx x  bis   xxxxx      einschließlich zu jedermanns Einsicht  öffentlich ausgelegen.
Diese Auslegung gem. § 3 Abs. 2 wurde gleichzeitig mit der Einholung der Stellungnahmen gem. § 4 Abs. 2
des Baugesetzbuches durchgeführt.
Sassenberg , den 

Bürgermeister 

Der Rat der Stadt hat am   xxxxxxxx   gem. § 10 des Baugesetzbuches diesen Bebauungsplan als Satzung
beschlossen.
Sassenberg , den 

Bürgermeister 

Gem. § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches ist der Beschluss dieses Bebauungsplanes am              ortsüblich
bekannt gemacht worden. Mit dieser Bekanntmachung ist dieser Bebauungsplan in Kraft getreten.
Sassenberg , den 

Bürgermeister

Die Übereinstimmung der Bestandsangaben mit dem Liegenschaftskataster und der Örtlichkeit für den Gel-
tungsbereich dieses Bebauungsplanes wird bescheinigt. 
 , den

Für die Richtigkeit der kartografischen Darstellung des örtlichen Zustandes und die geometrische Festlegung
der städtebaulichen Planung.

, den

HINWEISE
DENKMÄLER

Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, d. h. Mauerwerk, Ein-

zelfunde aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt

werden. Die  Entdeckung von Bodendenkmälern ist  der Stadt und dem Landschaftsverband Westfalen-

Lippe, Westf. Museum für Archäologie / Amt für Bodendenkmalpflege, Münster unverzüglich anzuzeigen

( §§ 15 und 16 DSCHG NRW).

AUSGLEICHSMAßNAHMEN

Die Umsetzung der Anpflanzung im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird durch eine vertragliche

Vereinbarung zwischen dem Eingriffsverursacher und der Stadt sichergestellt.

PFLANZGEBOT

Für den Bebauungsplanbereich soll ein Pflanzgebot gem. § 178 BauGB ausgesprochen werden. Da-

nach sind die festgesetzten Flächen zur Anpflanzung gem. § 9 (1) Nr. 25 BauGB spätestens 1 Jahr nach

Rechtskraft zum Bebauungsplan durchzuführen.

TEXT
FESTSETZUNGEN gem. § 9 BauGB und BauNVO

1) Gem. §  9 (1) Nr. 25  BauGB

a) Innerhalb der festgesetzten Fläche zur Anpflanzung entlang der westlichen und südlichen Plangebiets-
grenze ist zusätzlich zur flächendeckenden Begrünung mit bodenständigen Gehölzen alle 20 m ein bo-
denständiger Laubbaum (Quercus robur – Stieleiche) I. Ordnung als Hochstamm zu pflanzen. 

b) Alle gemäß zeichnerischer und textlicher Festsetzung zu bepflanzenden Flächen sind mit bodenständi-
gen Pflanzen und Gehölzen flächendeckend zu begrünen und dauerhaft zu erhalten. Ausfall ist durch
Neuanpflanzungen mit gleichartigen bodenständigen Gehölzen zu ersetzen.

vereinfachte Änderung vom 28.06.201228.06.2012


